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gen Arzneimitlelimporte aus anderen Län-
dern und die Förderung von Cenerika sor-
gen. McCain sieht dàs im Prinzip ähnlich.
Bei ihren Sparplänen haben beide Kandi
daten vor allem die Rentner-Versicheruno
Medicare ¡m Blick.

Ein weiterer Schwerpunkt der Cesund-
heitspolitik beider Kandidàten ist die Prä-

vention. Auch h¡er setzt Obama stärker auf
den Staat als McCain. Nach den Vorstellun,
gen des Demokraten sollen sich staatliche
und Private Einrichtungen gemeinsam det
Bekämpfung der großen chronischen
Volkskrankheiten annehmen. Die US anìe-
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rikanischen Ärzte sollen sich daran natur-
lich beteiligen.

Der Republikaner hält weniger davon,
dass sich der Staat um die chronischen Er-

krankungen seiner Bürger kümmert. Er

sieht hier die Veranlwortung bei jedem
e¡nzelnen. De¡ st¿at hat aus seiner Sicht
genug getan, wenn er die Menschen ijber
eine gesunde Lebensfúhrúng inform¡ert
und sie dãzu motiviert, diese Erkenntnisse
zu beachten.

Umfragen zufolge wird die Gesund-
heitspolìt¡k den Ausgang der Präsidenten-
wahl beeinflussen. Clinton h¿t es zwar

nicht geschafft, selbst als Kandidatin auf-
gestellt zu werden, sie hat aber mit ihrem
Einsatz filr die Versicherungspflicht eines
der zentralen Themen des Wahlkampfes
gesetzt. Nach einer Umfrage von Assoc¡a-

ted Press/Yahoo News vom April dieses
Jahres halten 57 Prozent der Amerikaner
dãs Thema Cesundheit für sehr w¡chtig.
Das wãren neun Prozentpunkte mehr ¿ls

noch im November 2oo7. Damit rãngiert
die Gesundheitsversorgung zwar hinter
der Wirtschaft (67 Prozent) und den Ben-
zinpreisen (59 Prozent) aber deutlich vor
dem lrak-Kr¡eg (48 Prozent). /

Versandhandel

Von Brigitte M. Censthaler, München / Versandhandel mit rezept-
pfl¡chtigen Arzneimitteln darf nicht sein - d¡es bekftiftigten polÌtiker

(fast) aller Couleur beim 1. Tag der HeilberuJe in München. Erstmals hatten
die JùnJ verkammerten He¡lberufe in Bayern gemeinsam eingeladen,
um Polit¡ker nach ihren AnsÌchten zum Cesundheitswesen zu fraaen.

Frühere Fehler korrigieren

Der seit 2oo4 erlaubte Versandhandel mit
verschre¡bungspflichtigen Arzneimitteln
ist den Apothekern ein Dorn im Auge. Sie

wârnen vor Fälschungen, monieren die
fehlende Beratung und prangern die Zu-
sendung von Rx Arzneim¡tteln ohne Vorl¿-
ge eines Rezepl an. Hier gibt es keìne indi,
viduelle Betreuung des Patienten, kritis¡er-
te Dr. Ulrich Krötsch, Präsident der Bayeri-
schen Landesapothekerkammel be¡ der
Podiumsdiskussion ¡n München. Der P¿-

tient werde mit se¡nem Medikament
alleingelàssen, und dem Missbrauch sei

Tür und Tor geöffnet. ,Uns geht es h¡e¡ nur
um den Schutz der Verbraucher.n Doch wre
stellen sich die bayerischen Politiker zu die-
ser 5ch¡cksalsfrage der Apotheker?

CSU für Versandverbot
Die Position der CSU ist so klar, dass ce-
sundheitsministerin Christa Stewens nur
auf die Bundesratsinitiative zum Verbot
des Versandhandels hinzuweisen brauch-
te. Anders Friedhelm Esch, stellvedreten-
der Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
der Sozialdemokraten im Gesundheitswe-
sen (ASC). Wenn es be¡ der Einführung des
Versandhandels Fehler gegeben habe,
,müs5en wir diese jetzt korrigieren",
räumte er ãuf Krötschs Nachfrage ein.

"Versand von Rx-Arzneim¡tteln darf es

nicht Beben.( Ohne Arzneimittelber¿tung
würden Versorgung und Sìcherheit der P¿-

tienten Ieiden. Dies unterstrich auch die

Crünen-Pol¡tikerin Theres¿ Schopper, die
zudem vor den cefahren durch gefälschte
Arzneimittel warnte. Der Arzt Dr. Wolf-
gang Krombholz von den Freien Wâhlern
Bayern g¡ng noch einen schritt weiter und
stellte den Arzneiversandl gleich gänzlich
infr¿ge.

Weniger Bedenken h¿t offenbar die
FDP, obwohl Bundestagsmitglied Martin
Zeil versicherte, dass die Liberalen ,die
Missstände sehen(. Doch die FDP greife
mit ihrem Antrag im Bundestag zu kurz,
denn dieser fordert nur die Abschaffung
von Pick-up-Stellen, sagte Krötsch. Den

vollständigen Antrag zum Verbot des Ver-
sandhandels mit rezeptpllichtigen Arznei-

m¡tteln habe dagegen die Fr¿kt¡on Die Lin-
ke eingebracht (siehe PZ 27lo8, Seite 6).

Deren Vertreter, Dr. Eckh¿rdt Kaiser, freute
sich sichtlich über das Lob des Apotheker
präsidenten.

Nein zu Apothekenkonzernen
Bei der zweiten großen Sorge der Apothe-
ker, der EUCH-Entscheidung zum Fremd-
besitzverbot, Iießen d¡e Politiker durchbli-
cken, dass sie von dessen Aufhebung aus
gehen. Dann komme es entscheidend auf
die politische Ausgestaltung der neuen
Rechtslage an.

Wie die Apotheker fürchten die beiden
Allgemeinàrzte Krombholz und Kaiser,

dass es zu Einschnitten in der flächende-
ckenden Versorgung der Patienten kom-
me, wenn Croßkonzerne nach reinen Ren-

dite-lnteresse handeln. Es dürfe deshalb
nur Mehrbesitz, ãber ke¡nen Fremdbesitz

Beben, s¿gte K¿ise¡. Vor einer uSchleckeri-

s¡erung" im Apothekenwesen warnte auch
Schopper. lm Cegensatz zu den Bundes-
Crünen sei sìe entschieden gegen reine Ab-
gâbestellen für Arzneimittel. 5ie plädierte
für Apotheker als Berater der Patienten. /
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